
Seite

AMTSBLATT
FÜR DIE REGION HANNOVER

Jahrgang 2025	 Hannover, bereitgestellt am 29.05.2025	 Nr. 22

A)	 Satzungen, Verordnungen und Bekanntmachungen der Region Hannover

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung der Region Hannover – Emy Special Transports SRL	 312

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung der Region Hannover – Mariusz Wojciech Szwat	 312

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung der Region Hannover – Tatjana Arestov	 313

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung der Region Hannover – Serhii Bondarenko	 313

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung der Region Hannover – Serhii Bondarenko	 314

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung der Region Hannover – Jan-Hendrik Neuenfeld	 314

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung der Region Hannover – Almaz Iusubov	 315

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung der Region Hannover – Alexander Zizer	 315

u	 Öffentliche Bekanntmachung der Region Hannover, Fachbereich Umwelt über die  
Bestellung zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger	 316

B)	 Satzungen und Bekanntmachungen der Städte und Gemeinden

1.	 Stadt Lehrte

u	 Jahresabschluss der Stadt Lehrte zum 31.12.2023	 316

2.	 Stadt Pattensen

u	 Öffentliche Bekanntmachung Bauleitplanung der Stadt Pattensen Satzungsbeschluss und  
Inkrafttreten gemäß § 10 (3) Baugesetzbuch (BauGB) 
Bebauungsplan Nr. 164 „Multi-Sport-Court“ 	 316

C)	 Sonstige Bekanntmachungen

Evangelisch-lutherischer Kirchenkreis Hannover

u	 Friedhofsgebührenordnung (FGO) für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde  
Frielingen-Horst-Meyenfeld in Horst	 318

u	 Friedhofsordnung (FO) für den Friedhof in Horst der Ev.-luth. Kirchengemeinde  
Frielingen-Horst-Meyenfeld	 321



Amtsblatt für die Region Hannover Nr. 22/2025

– 312 –

A)	 Satzungen, Verordnungen  
und Bekanntmachungen der  
Region Hannover

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche 
Zustellung der Region Hannover –  
Emy Special Transports SRL

An die nachstehende juristische Person

Name / Bezeichnung: 	 Emy Special  
	 Transports SRL,  
	 vertreten durch den  
	 Geschäftsführer  
	 Emil Costinas
letzte bekannte Anschrift: 	 Str. Duzilor Nr. 2,  
	 540229 Targu Mures  
	 (Rumänien)

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
29.04.2025, Aktenzeichen 01.09099.001693.6-25 A,  
öffentlich zugestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da eine Zu-
stellung an die o. g. Firma in das Ausland nicht möglich 
war oder keinen Erfolg verspricht.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter 
folgender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.10 – Zentrale Ordnungswidrigkeiten
2. Obergeschoss, Raum Nr. 225,
Rendsburger Str. 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung 
mit § 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustel-
lungsgesetzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung – darauf hingewiesen, dass durch die öffentliche 
Zustellung des Dokuments Fristen in Gang gesetzt wer-
den können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Hannover, den 29.05.2025

Der Regionspräsident
Im Auftrag
Reimann

– – –

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche 
Zustellung der Region Hannover –  
Mariusz Wojciech Szwat

An die nachstehende Person

Name: 	 Szwat 
Vorname(n): 	 Mariusz Wojciech
Geburtsdatum:	 09.02.1969
letzte bekannte Anschrift:	 Osterwalder Straße 67,  
	 30827 Garbsen

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
21.05.2025, Aktenzeichen 32.22 H-A1481 öffentlich zu-
gestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der 
Aufenthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine 
Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevoll-
mächtigten nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter 
folgender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.22 – Fachbereich Öffentliche Sicherheit 
Team Kfz-Zulassungsangelegenheiten 
Rendsburger Str. 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung 
mit § 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustel-
lungsgesetzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung – darauf hingewiesen, dass durch die öffentliche 
Zustellung des Dokuments Fristen in Gang gesetzt wer-
den können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Hannover, den 29.05.2025

Der Regionspräsident 
Im Auftrag

Spitzner

– – –
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u	 Benachrichtigung über eine öffentliche 
Zustellung der Region Hannover –  
Tatjana Arestov

An die nachstehende Person

Name: 	 Arestov
Vorname(n): 	 Tatjana
Geburtsdatum: 	 19.10.1981
letzte bekannte Anschrift: 	 Vivaldistraße 9,  
	 30989 Gehrden

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
21.05.2025, Aktenzeichen 32.22 H-TA81 öffentlich zu-
gestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da eine Zu-
stellung an die o. g. Person in das Ausland nicht möglich 
ist/war oder keinen Erfolg verspricht.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter 
folgender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.22 – Fachbereich Öffentliche Sicherheit 
Team Kfz-Zulassungsangelegenheiten 
Rendsburger Str. 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung 
mit § 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustel-
lungsgesetzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung – darauf hingewiesen, dass durch die öffentliche 
Zustellung des Dokuments Fristen in Gang gesetzt wer-
den können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Hannover, den 29.05.2025

Der Regionspräsident 
Im Auftrag

Spitzner

– – –

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche 
Zustellung der Region Hannover –  
Serhii Bondarenko

An die nachstehende Person

Name: 	 Bondarenko
Vorname(n): 	 Serhii
letzte bekannte Anschrift: 	 Lange Straße 137,  
	 31832 Springe

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
20.05.2025, Aktenzeichen 32.22/H-WC1034, öffentlich 
zugestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der 
Aufenthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine 
Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevoll-
mächtigten nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter 
folgender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.22 – Fachbereiche Öffentliche Sicherheit
Team Kfz-Zulassungsangelegenheiten
Rendsburger Str. 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung 
mit § 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustel-
lungsgesetzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung – darauf hingewiesen, dass durch die öffentliche 
Zustellung des Dokuments Fristen in Gang gesetzt wer-
den können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Hannover, den 29.05.2025

Der Regionspräsident
Im Auftrag

Knobel

– – –
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u	 Benachrichtigung über eine öffentliche 
Zustellung der Region Hannover –  
Serhii Bondarenko

An die nachstehende Person

Name: 	 Bondarenko
Vorname(n): 	 Serhii
Geburtsdatum: 	 29.03.1985
letzte bekannte Anschrift: 	 Lange Straße 137,  
	 31832 Springe

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
20.05.2025 Aktenzeichen 32.22/H-WC1530, öffentlich 
zugestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der 
Aufenthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine 
Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevoll-
mächtigten nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter 
folgender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.22 Kfz-Zulassungsangelegenheiten
Erdgeschoss
Rendsburger Str. 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung 
mit § 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustel-
lungsgesetzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung – darauf hingewiesen, dass durch die öffentliche 
Zustellung des Dokuments Fristen in Gang gesetzt wer-
den können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Hannover, den 29.05.2025

Der Regionspräsident
Im Auftrag

Siems

– – –

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche 
Zustellung der Region Hannover –  
Jan-Hendrik Neuenfeld

An die nachstehende Person

Name:	 Neuenfeld
Vorname(n):	 Jan-Hendrik
Geburtsdatum:	 27.11.1979
letzte bekannte Anschrift:	 Schlesierweg 61,  
	 31515 Wunstorf  
	 (Deutschland)

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
19.05.2025, Aktenzeichen 36.23 Ro-0367/2025, öffent-
lich zugestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der 
Aufenthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine 
Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevoll-
mächtigten nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter 
folgender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team Immissinsschutz 36.23
2. Etage, Raum Nr. 232,
Baringstr. 6, 30159 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung 
mit § 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustel-
lungsgesetzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung – darauf hingewiesen, dass durch die öffentliche 
Zustellung des Dokuments Fristen in Gang gesetzt wer-
den können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Hannover, den 28.05.2025

Der Regionspräsident
Im Auftrag

Rohde

– – –
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u	 Benachrichtigung über eine öffentliche 
Zustellung der Region Hannover –  
Almaz Iusubov

An die nachstehende Person

Name: 	 Iusubov
Vorname(n): 	 Almaz
Geburtsdatum: 	 27.09.1985
letzte bekannte Anschrift: 	 Speckenstraße 12,  
	 31515 Wunstorf

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
21.05.2025, Aktenzeichen 32.22 H-KC9201 öffentlich zu-
gestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der 
Aufenthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine 
Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevoll-
mächtigten nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter 
folgender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.22 – Fachbereich Öffentliche Sicherheit
Team Kfz-Zulassungsangelegenheiten
Rendsburger Str. 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung 
mit § 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustel-
lungsgesetzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung – darauf hingewiesen, dass durch die öffentliche 
Zustellung des Dokuments Fristen in Gang gesetzt wer-
den können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Hannover, den 29.05.2025

Der Regionspräsident
Im Auftrag

Spitzner

– – –

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche 
Zustellung der Region Hannover –  
Alexander Zizer

An die nachstehende Person

Name: 	 Zizer
Vorname(n): 	 Alexander
Geburtsdatum: 	 22.06.1976
letzte bekannte Anschrift: 	 Dahrenhorst 2,  
	 31311 Uetze

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
21.05.2025, Aktenzeichen 32.22 H-ZA3915, öffentlich 
zugestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der 
Aufenthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine 
Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevoll-
mächtigten nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter 
folgender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.22 – Kfz-Zulassungsangelegenheiten
Erdgeschoss,
Rendsburger Straße 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung 
mit § 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustel-
lungsgesetzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung – darauf hingewiesen, dass durch die öffentliche 
Zustellung des Dokuments Fristen in Gang gesetzt wer-
den können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Hannover, den 29.05.2025

Der Regionspräsident
Im Auftrage

König

– – –
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u	 Öffentliche Bekanntmachung der Region 
Hannover, Fachbereich Umwelt über 
die Bestellung zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger

Gemäß § 10 Absatz 2 des Gesetzes über das Berufs-
recht und die Versorgung im Schornsteinfegerhand-
werk (Schornsteinfeger-Handwerksgesetz – SchfHwG) 
vom 26. November 2008 (BGBl. I S. 2242), zuletzt ge-
ändert durch Art. 1 G zur Änd. des Schornsteinfeger-
HandwerksG und der HandwerksO vom 3.4.2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 106), wird die folgende Bestellung zum bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfeger öffentlich bekannt 
gemacht:

•	 Herr Guido Jona Feltrup wurde mit Wirkung zum 
15.05.2025 für die Dauer von sieben Jahren zum 
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den 
Kehrbezirk Nr. 217 der Region Hannover bestellt. 
Der Kehrbezirk Nr. 217 umfasst Teile der Stadt Seel-
ze (unter anderem Harenberg, Lohnde, Seelze).

Hannover, den 21.05.2025

Region Hannover
Der Regionspräsident

Im Auftrag
Adrych

– – –

B)	 Satzungen und Bekanntmachungen der 
Städte und Gemeinden

1.	 Stadt Lehrte

u	 Jahresabschluss der Stadt Lehrte  
zum 31.12.2023

Der Rat der Stadt Lehrte hat in seiner Sitzung am 
14.05.2025 folgende Beschlüsse gefasst:

1.	 Der Rat der Stadt Lehrte beschließt den Jahresab-
schluss für das Haushaltsjahr 2023.

2.	 Der Rat der Stadt Lehrte beschließt, dem Bürger-
meister für die Haushaltsführung im Haushaltsjahr 
2023 die uneingeschränkte Entlastung zu erteilen.

3.	 Der Rat der Stadt Lehrte beschließt die Auflö-
sung des Sonderpostens Gebührenausgleich für 
die Abschnitte 1, 2 und 3 in Höhe von insgesamt 
240.335,22 €.

4.	 Der Rat der Stadt Lehrte beschließt, das ordentli-
che Ergebnis von -12.032.321,80 € ins Haushaltsjahr 
2024 vorzutragen und den Fehlbetrag in der Bilanz 
2024 gesondert auszuweisen; eine Deckung mit 
der bestehenden Überschussrücklage erfolgt nicht 
(Ergebnisverwendungsbeschluss Teil 1).

5.	 Der Rat der Stadt Lehrte beschließt, das außeror-
dentliche Ergebnis von 823.846,34 € ins Haushalts-
jahr 2024 vorzutragen und der Rücklage aus Über-
schüssen des außerordentlichen Ergebnisses zuzu-
führen (Ergebnisverwendungsbeschluss Teil 2).

6.	 Der Rat beschließt, die künftigen Jahresergebnisse 
2024 bis 2025 auch ins Folgejahr vorzutragen und 
mögliche Fehlbeträge des ordentlichen und / oder 
außerordentlichen Ergebnisses in der Bilanz geson-
dert auszuweisen; eine Deckung mit den bestehen-
den Überschussrücklagen wird nicht erfolgen.

Der Jahresabschluss der Stadt Lehrte zum 31.12.2023 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Im Anschluss an die Veröffentlichung liegt der Jahres-
abschluss mit allen Anlagen zzgl. des Schlussberichtes 
des Rechnungsprüfungsamtes der Stadt Lehrte ge-
mäß § 129 Abs. 2 Satz 2 NKomVG an 7 Tagen – ohne 
Sonn- und Feiertage sowie dienstfreie Werktage – bis 
einschließlich 10.06.2025 zur Einsichtnahme im Rat-
haus der Stadt Lehrte, Rathausplatz 1, 31275 Lehrte im 
Fachdienst Finanzen und Liegenschaften öffentlich 
aus und kann nach vorheriger Terminvereinbarung,  
Tel. 05132 505-1401, eingesehen werden.

Lehrte, den 15.05.2025

Stadt Lehrte
Prüße

Der Bürgermeister

– – –

2.	 Stadt Pattensen

u	 Öffentliche Bekanntmachung Bauleitplanung 
der Stadt Pattensen  
Satzungsbeschluss und Inkrafttreten gemäß  
§ 10 (3) Baugesetzbuch (BauGB) 
Bebauungsplan Nr. 164 „Multi-Sport-Court“ 

Der Rat der Stadt Pattensen hat in seiner Sitzung am 
27.03.2025 den vorgenannten Bebauungsplan aufgrund 
der §§ 1 (3) und § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und 
des §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG), bestehend aus den zeich-
nerischen und textlichen Festsetzungen beschlossen.
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Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplan 
Nr. 164 ist nachfolgend mit einer gestrichelten Linie um-
grenzt abgebildet. Der Geltungsbereich grenzt im Wes-
ten an die Rudolf-Harbig-Straße, nördlich befindet sich 
der Sportplatz und südlich verläuft die Schille, ein Ge-
wässer II.-Ordnung. Überplant werden ein bestehender 
öffentlicher Parkplatz östlich der Rudolf-Harbig-Straße 
und eine östlich daran angrenzende Grünlandfläche, 
die bisher als Osterfeuerplatz genutzt wurde. Innerhalb 
des Plangebiets befindet sich ein Sendemast. Von der 
Planung betroffen sind die Flurstücke 422/1 tlw., 453 
tlw., 454 tlw. und 474/1 tlw. der Flur 15 in der Gemar-
kung Pattensen.

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 164 „Multi-Sport-Court“
Plangrundlage: Amtliche Liegenschaftskarte

Der Bebauungsplan wurde aufgestellt, um die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung 
eines Multi-Sport-Court als ergänzendes Angebot auf 
dem Sektor des Freizeitsports zu schaffen. Die Bauleit-
planung basiert auf dem städtebaulichen Konzept, den 
bestehenden Sportstätten- und Freizeitbereich weiter 
zu entwickeln, durch zusätzliche Angebote aufzuwer-
ten und noch attraktiver zu gestalten.

Gemäß § 10 (3) BauGB kann der Bebauungsplan Nr. 164 
„Multi-Sport-Court“ mit Begründung, Umweltbericht, 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a (1) BauGB 
und dem Ergebnis der Prüfung und Abwägung der Stel-
lungnahmen ab sofort im Rathaus der Stadt Pattensen, 
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Rathaus, Rathausplatz 1, während der Dienststunden 
(Mo. – Fr. 8.00 – 12.00 Uhr; Mo. 14.00 – 16.00 Uhr und Do. 
15.00 – 18.00 Uhr) von jedermann eingesehen werden. 
Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
Der vorgenannte Bebauungsplan mit der Begründung 
und der zusammenfassenden Erklärung ist auch im 
Internet einsehbar unter: https://www.pattensen.de. 
Zudem ist dieser über das Internetportal des Landes 
Niedersachsen unter https://uvp.niedersachsen.de/
startseite zugänglich gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 44 (3) 
Satz 1 und 2 BauGB Entschädigung verlangt werden 
kann, wenn die in §§ 39 (Vertrauensschaden), 40 (Ent-
schädigung in Geld oder durch Übernahme), 41 (Ent-
schädigung bei Begründung von Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechten und bei Bindungen für Bepflanzungen) 
und 42 (Entschädigung bei Änderung oder Aufhebung 
einer zulässigen Nutzung) BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit des 
Anspruches kann dadurch herbeigeführt werden, dass 
die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt wird. Gemäß § 44 
(4) BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die bezeichneten Vermögensnachtei-
le eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches her-
beigeführt wird. 

Der Verpflichtung aus § 215 (2) BauGB nachkommend 
ergeht folgender Hinweis: Unbeachtlich werden

1.	 eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beacht-
liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) BauGB 
und § 214 (2a) beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 

3.	 die in § 214 (3) Satz 2 BauGB genannten Mängel des 
Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Patten-
sen unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

Der Bebauungsplan Nr. 164 „Multi-Sport-Court“ tritt mit 
dieser Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB in Kraft.

Pattensen, den 13.05.2025

Stadt Pattensen
Schumann 

Bürgermeisterin

– – –

C)	 Sonstige Bekanntmachungen

Evangelisch-lutherischer Kirchenkreis Hannover

u	 Friedhofsgebührenordnung (FGO) für den 
Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Frielingen-Horst-Meyenfeld in Horst

Gemäß §5 der Rechtsverordnung der Evangelisch-lu-
therischen Landeskirche Hannovers über die Verwal-
tung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) 
vom 13. November 1973 (KABI. 1974 S. l) und § 30 der 
Friedhofsordnung für den Friedhof der Ev.-luth. Kir-
chengemeinde Frielingen-Horst-Meyenfeld in Horst 
vom 15.04.2025 hat der Kirchenvorstand am 15.04.2025 
folgende Friedhofsgebührenordnung beschlossen

§ 1
Allgemeines

(l)	 Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Ein-
richtungen werden Gebühren nach Maßgabe die-
ser Gebührenordnung erhoben.

(2)	 Für besondere zusätzliche Leistungen, die in den 
nachfolgenden Bestimmungen nicht enthalten 
sind, setzt die Friedhofsverwaltung die zu zahlende 
Gebühr im Einzelfall nach dem tatsächlichen Auf-
wand fest.

§ 2
Gebührenschuldner

(1)	 Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist,

1.	 Wer die Bestattung oder sonstige gebühren-
pflichtige Leistung nach dieser Ordnung be-
antragt oder durch ihm zurechenbares Ver-
halten ausgelöst hat

2.	 Wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte 
erworben oder verlängert hat

3.	 Wer die Gebührenschuld gegenüber der 
Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklä-
rung übernommen hat oder wer für die Ge-
bührenschuld eines Anderen kraft Gesetzes 
haftet.

(2)	 Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist

1.	 Wer die Verwaltungshandlung veranlasst 
oder in wessen Interesse sie vorgenommen 
wird,

2.	 Wer die Gebührenschuld gegenüber der 
Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklä-
rung übernommen hat oder wer für die Ge-
bührenschuld eines anderen kraft Gesetzes 
haftet.

https://www.pattensen.de
https://uvp.niedersachsen.de/startseite
https://uvp.niedersachsen.de/startseite
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(3)	 Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuld-
ner.

§ 3
Entstehen der Gebührenschuld

(1)	 Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebüh-
renschuld bereits mit der Begründung des Nut-
zungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der 
Grabstätte oder bereits mit der Verlängerung des 
Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesam-
ten Verlängerung der Grabstätte.

(2)	 Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die 
Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der je-
weiligen gebührenpflichtigen Leistung.

(3)	 Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebühren-
schuld mit der Vornahme der Verwaltungshand-
lung.

§ 4
Festsetzung und Fälligkeit

(1)	 Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch 
schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebüh-
renbescheides fällig.

(2)	 Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des 
Friedhofes untersagen und Leistungen verweigern, 
sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet wor-
den sind oder eine entsprechende Sicherheit nicht 
geleistet ist.

(3)	 Rückständige Gebühren werden im Verwaltungs-
zwangsverfahren eingezogen.

§ 5
Säumniszuschläge, Kosten,  

Einziehung rückständiger Gebühren

(1)	 Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fällig-
keitstages entrichtet, so ist für jeden angefangenen 
Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % 
des abgerundeten rückständigen Gebührenbetra-
ges zu entrichten; abzurunden ist auf den nächsten 
durch 50 Euro teilbaren Betrag.

(2)	 Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen 
Portokosten durch den Gebührenschuldner oder 
die Gebührenschuldnerin zu erstatten.

(3)	 Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie 
Kosten nach Absatz 2 werden im Verwaltungs-
zwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Voll-
streckung hat der Vollstreckungsschuldner oder 
die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen.

§ 6
Gebührentarife

I.	 Gebühren für die Verleihung von  
Nutzungsrechten an Grabstätten

Bei den nachstehenden Gebühren der Ziffern 1 – 5 han-
delt es sich um einmalig zu zahlende Beträge. Die Ge-
bühren gelten jeweils für 25 Jahre bei Sarggrabstäten 
bzw. 20 Jahre bei Urnengrabstätten und umfassen das 
Nutzungsrecht an der Grabstätte einschl. anteiliger 
Friedhofsunterhaltung.

1.	 Sargreihengrabstätten 
(§ 12 FO) 25 Jahre (einschl. FUG)
a)	 Einzelgrab für Personen  

über 5 Jahre	 1.800 €
b)	 Einzelgrab für Personen  

bis zu 5 Jahren	 420 €
c)	 Zusätzliche Urnenbelegung  

gem. § 12 Abs. 2 FO	 945 €

2.	 Sargwahlgrabstätten 
(§ 13 FO) (25 Jahre) 
(einschl. Heckenanpflanzung und -schnitt  
sowie FUG)
a)	 1-stellig	 2.250 €
b)	 2-stellig 	 4.500 €
c)	 jede weitere Grabstätte	 2.250 €

3.	 Urnen-Wahlgrabstätten mit maximal  
4 Grabstellen 
(§ 14 FO) (20 Jahre)
a)	 Erstbelegung (1-stellig)	 1.280 €
b)	 Jede weitere Urnenbelegung	 945 €
Im Übrigen gelten Ziffer II Abs. 1 u. 2.

4.	 Pflegeleichte Sarggrabstätten unter Rasen 
(§ 15 FO) (25 Jahre)  
(einschl. FUG und Namensplatte)
1-stellige Grabstelle	 3.800 €

5.	 Pflegeleichte Urnengrabstätten unter Rasen 
(§ 16 FO) (20 Jahre)  
(einschl. FUG und Namensschild)
1-stellige Grabstelle	 1.265 €

6.	 Gärtnerbetreute Grabstätten (GBG) 
(§16a FO)

(1)	 Nutzungsrechte an Gärtnerbetreuten Grabstätten 
können ausschließlich in Verbindung mit einem 
Dauergrabpflegevertrag der Treuhandstelle für 
Dauergrabpflege Niedersachen/Sachsen-Anhalt 
GmbH vergeben werden
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(2)	 Folgende Arten gärtnerbetreuter Grabstätten wer-
den angeboten:
Sarggrabstätten (25 Jahre)
a)	 Sargeinzelgrab	 1.800 €
b)	 Sargdoppelgrab	 3.600 €
Urnengrabstätte (20 Jahre)
a)	 Urneneinzelgrab	 1.050 €
b)	 Urnendoppelgrab	 2.100 €

II.	 Gebühren für die Verlängerung des  
Nutzungsrechts

(1)	 Die Gebühr für die Ruhezeitverlängerung bereits 
belegter Grabstellen gemäß § 13 Abs. 2 Satz 4 FO, 
§ 14 Abs. 3 FO und §15 Abs. 3 FO beträgt pro Jahr 
bei
– 	 Wahlgrabstätten: je Grabstelle	   90 €
– 	 pflegeleichten Doppelgrabstätten  

(Bodendecker)	 304 €
– 	 pflegeleichten Doppelgrabstätten  

(Themengarten)	 450 €
– 	 Urnen-Wahlgrabstätten	 64 €
– 	 pflegeleichten Urnendoppelgrabstätten  

(Bodendecker)	 152 €
– 	 pflegeleichten Urnendoppelgrabstätten  

(Themengarten)	 253 €
– 	 gärtnerbetreuten Sargdoppelgrabstätte	 144 €
– 	 gärtnerbetreuten Urnendoppel- 

grabstätte	 105 €

(2)	 Die Gebühr ist jeweils für die gesamte zusätzliche 
Ruhezeit sofort fällig und im Voraus zu entrichten.

(3)	 Bei erstmaliger Verlängerung einer ausgelaufenen 
Nutzungszeit ist die Gebühr 5 Jahre im Voraus zu 
entrichten.

Die Gebührenberechnung erfolgt gemäß Ziffer II Abs. l.

III.	 Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle

Sie beträgt pro Trauerveranstaltung 250 €.

Die Kosten für die Ausstattung, den Organisten und 
weitere zusätzliche Leistungen sind hierin nicht enthal-
ten.

IV.	 Grabmalgebühren

Für die Genehmigung der Errichtung und die Prüfung 
der Standfestigkeit werden einmalig die folgenden Ge-
bühren pro Platte erhoben:

1.	 Kissenstein	 80 € 
(bis 40 cm x 40 cm)

2.	 Stehende Platte	 200 € 
mit Fundament	

Die Gebühren werden mit der Genehmigung des Grab-
mals fällig.

§ 6
Inkrafttreten

(1)	 Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

(2)	  Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebührenordnung in 
der Fassung vom 21. September 2023 außer Kraft.

§ 7
Übergangsvorschriften

(1)	 Für Grabstätten, für die das Nutzungsrecht vor dem 
Inkrafttreten der Gebührenordnung vom 11. Mai 
2009 verliehen wurden, werden wie bisher Fried-
hofsunterhaltungsgebühren und zusätzlich für 
Sarg-Wahlgrabstätten Gebühren für das Schneiden 
der Hecken erhoben.

(2)	 Die Gebühren gelten jeweils für 3 Jahre und haben 
folgende Höhe:
1.	 Friedhofsunterhaltungsgebühren 

Je Grabstelle	 60 €
2.	 Gebühren für das Schneiden der Hecken 

2-er Platz	 100 € 
3-er Platz	 120 € 
4-er Platz	 135 € 
6-er Platz	 155 € 
8-er Platz	 180 €

(3)	 In den Fällen, in denen ein Nutzungsrecht an Grab-
stätten gemäß dem § 7 Abs. (1) verlängert wird, tritt 
damit die z. Zt. gültige Friedhofsordnung in Kraft.

(4)	 Diese Regelung läuft spätestens am 31.12.2034 aus.

§ 9
Sonderleistungen

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, 
werden von der Friedhofsverwaltung nach dem jeweili-
gen Aufwand berechnet.

§ 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)	 Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer 
Genehmigung am Tage nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

(2)	 Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenord-
nung tritt die Friedhofsgebührenordnung in der 
Fassung vom 27. August 2018 außer Kraft.
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Horst, den 15.04.2025

	 Der Kirchenvorstand	
	  	 Pastor Dr. Christian 
Angelika Gensink	 L. S.	 Bogislav Burandt
Vorsitzende/r		  Kirchenvorsteher 

Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hier-
mit gemäß § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 
und 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsicht-
lich genehmigt.

Hannover, den 06.05.2025

Der Kirchenkreisvorstand
Rainer Müller-Brandes

Vorsitzender

– – –

u	 Friedhofsordnung (FO) für den Friedhof in Horst 
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Frielingen-Horst-
Meyenfeld

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung 
kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 
13. November 1973 (Kirchl. Amtsblatt. 1974 S. 1) hat der 
Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Frielin-
gen-Horst-Meyenfeld am 15.04.2025 folgende Fried-
hofsordnung beschlossen:

Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur 
letzten Ruhe gebettet werden. Er ist mit seinen Grä-
bern ein sichtbares Zeichen der Vergänglichkeit des 
Menschen. Er ist zugleich ein Ort, an dem die Kirche die 
Botschaft verkündet, dass Christus dem Tode die Macht 
genommen hat und denen, die an ihn glauben, das ewi-
ge Leben geben wird. Aus dieser Erkenntnis und in die-
ser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung auf dem 
Friedhof Richtung und Weisung.

Inhaltsübersicht

I. Allgemeine Vorschriften
§ 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck
§ 2 Friedhofsverwaltung
§ 3 Schließung und Entwidmung

II. Ordnungsvorschriften
§ 4 Öffnungszeiten
§ 5 Verhalten auf dem Friedhof
§ 6 Dienstleistungen

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften
§ 7 Anmeldung einer Bestattung
§ 8 Beschaffenheit von Särgen und Urnen
§ 9 Ruhezeiten
§ 10 Umbettungen und Ausgrabungen

IV. Grabstätten
§ 11 Allgemeines
§ 12 Sargreihengrabstätten
§ 13 Sargwahlgrabstätten
§ 14 Urnenwahlgrabstätten
§ 15 Pflegeleichte Sarggrabstätten
§ 16 Pflegeleichte Urnengrabstätten
§ 16a �Urnen- und Sarggrabstätten in  

Gärtnerbetreuter Grabanlage
§ 17 Rückgabe von Wahlgrabstätten
§ 18 Bestattungsverzeichnis

V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen
§ 19 Gestaltungsgrundsatz
§ 20 �Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen 

und anderen Anlagen

VI. Anlage und Pflege von Grabstätten
§ 21 Allgemeines
§ 22 Grabpflege, Grabschmuck
§ 23 Vernachlässigung

VII. Grabmale und andere Anlagen
§ 24 Errichtung und Änderung von Grabmalen
§ 25 Mausoleen und gemauerte Grüfte
§ 26 Entfernung
§ 27 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

VIII. Leichenräume und Trauerfeiern
§ 28 Benutzung der Friedhofskapelle

IX. Haftung und Gebühren
§ 29 Haftung
§ 30 Gebühren

X. Schlussvorschriften
§ 31 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

I.	 Allgemeine Vorschriften

§ 1  
Geltungsbereich und Friedhofszweck

(1)	 1Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof in 
Horst der Ev.-luth. Kirchengemeinde Frielingen-
Horst-Meyenfeld in seiner jeweiligen Größe. 2Der 
Friedhof umfasst z. Zeit das Flurstück 118/1 der Flur 
3 in der Gemarkung Horst, Am Kahlen Berg, in Grö-
ße von insgesamt 1 ha 10 ar 49 qm. 3Eigentümerin 
des Flurstückes ist die Kirchengemeinde Frielin-
gen-Horst-Meyenfeld.

(2)	 1Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, 
die bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz in der Ev. 
luth. Kirchengemeinde Frielingen-Horst-Meyen-
feld hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem To-
de ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten 
Grabstätte besaßen. 2Der Friedhof dient auch der 
Bestattung von Fehlgeborenen und Ungeborenen 
i. S. d. Niedersächsischen Bestattungsgesetzes.
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(3)	 Andere Bestattungen bedürfen der vorherigen Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung.

§ 2  
Friedhofsverwaltung

(1)	 1Der Friedhof ist eine unselbstständige Anstalt des 
öffentlichen Rechts. 2Er wird vom Kirchenvorstand 
verwaltet (Friedhofsverwaltung).

(2)	 Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach die-
ser Friedhofsordnung sowie den sonstigen kirchli-
chen und staatlichen Vorschriften.

(3)	 Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung 
kann der Kirchenvorstand einzelne Personen, ei-
nen Ausschuss oder eine kirchliche Verwaltungs-
stelle beauftragen.

(4)	 Erforderliche personenbezogene Daten im Zusam-
menhang mit einer Bestattung, Verleihung, Ver-
längerung oder Übertragung des Nutzungsrechts 
an einer Grabstätte, einer Anzeige zur Errichtung 
eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem Tätig-
werden von Dienstleistungserbringern sowie mit 
der Erhebung von Gebühren und Entgelten dürfen 
für den jeweiligen Zweck erhoben, verarbeitet und 
genutzt werden.

§ 3  
Schließung und Entwidmung

(1)	 Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne 
Grabstätten können aus einem wichtigen Grund 
beschränkt geschlossen, geschlossen und entwid-
met werden.

(2)	 1Nach der beschränkten Schließung dürfen keine 
neuen Nutzungsrechte mehr verliehen werden. 
2Eine Verlängerung von bestehenden Nutzungs-
rechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhe-
zeit erfolgen. 3Bestattungen dürfen nur noch in 
Grabstätten stattfinden, an denen im Zeitpunkt 
der beschränkten Schließung noch Nutzungsrech-
te bestehen, sofern die Grabstätten noch nicht be-
legt sind oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt 
die Ruhezeiten abgelaufen waren. 4Grabstellen, an 
denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der be-
schränkten Schließung abläuft, dürfen nicht neu 
belegt werden. 5Eingeschränkt werden kann auch 
der Kreis der Bestattungsberechtigten. 6Ausnah-
men von dieser Einschränkung kann die Friedhofs-
verwaltung im Einzelfall zur Vermeidung unbilliger 
Härten bei bestehenden Nutzungsrechten zulas-
sen.

(3)	 Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht 
mehr vorgenommen werden.

(4)	 1Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als 
Ruhestätte der Verstorbenen aufgehoben. 2Die 
Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine 
Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhe-
zeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pie-
tätsfrist vergangen ist.

II.	 Ordnungsvorschriften

§ 4
Öffnungszeiten

(1)	 Der Friedhof ist während der an den Eingängen be-
kannt gegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet.

(2)	 Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz 
oder teilweise für den Besuch vorübergehend ge-
schlossen werden.

§ 5  
Verhalten auf dem Friedhof

(1)	 1Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde 
des Ortes entsprechend zu verhalten und Äuße-
rungen, die sich in verletzender Weise gegen den 
christlichen Glauben oder die evangelische Kirche 
richten, zu unterlassen. 2Die Anordnungen des 
Friedhofspersonals sind zu befolgen. 3Die Fried-
hofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofs-
ordnung zuwiderhandeln, das Betreten des Fried-
hofs untersagen.

(2)	 Auf dem Friedhof ist es nicht gestattet:
a)	 die Wege mit Fahrrad oder anderen Freizeit- 

und Sportgeräten – ausgenommen Kinder-
wagen, Rollstühle, Handwagen sowie Fahr-
zeuge der Friedhofsverwaltung und der für 
den Friedhof und/oder zugelassenen Dienst-
leistungserbringer – zu befahren,

b)	 Waren aller Art zu verkaufen sowie Dienstleis-
tungen anzubieten,

c)	 an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe 
einer Bestattung störende Arbeiten auszu-
führen,

d)	 Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, au-
ßer zu privaten Zwecken, zu erstellen und zu 
verwerten

e)	 Druckschriften und andere Werbemittel zu 
verteilen, ausgenommen sind Schriftstücke, 
die anlässlich einer Bestattungsfeier ausge-
geben werden.

f)	 Abraum und Abfälle außerhalb der dafür 
bestimmten Stellen abzulagern oder mitge-
brachten Unrat zu entsorgen,

g)	 fremde Grabstätten und die Friedhofsanla-
gen außerhalb der Wege zu betreten, zu be-
schädigen oder zu verunreinigen,

h)	 Hunde unangeleint mitzubringen.
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(3)	 Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zu-
lassen, soweit die Interessen Anderer nicht beein-
trächtigt werden.

(4)	 Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof be-
dürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung.

§ 6  
Dienstleistungen

(1)	 Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, 
Gärtner, Bestatter usw.) haben die für den Friedhof 
geltenden Bestimmungen zu beachten.

(2)	 Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungser-
bringer, die fachlich geeignet und in betrieblicher 
und personeller Hinsicht zuverlässig sind.

(3)	 1Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ih-
rer Tätigkeit von der Friedhofsverwaltung auf Zeit 
oder auf Dauer untersagt werden, wenn der Dienst-
leistungserbringer nach vorheriger Mahnung ge-
gen für den Friedhof geltende Bestimmungen ver-
stoßen hat. 2Bei einem schwerwiegenden Verstoß 
ist eine Mahnung entbehrlich.

(4)	 1Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge 
und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vor-
übergehend und nur an Stellen gelagert werden, 
an denen sie nicht behindern. 2Die Arbeits- und 
Lagerplätze sind nach Beendigung der Tagesarbeit 
zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zu-
stand zu verlassen und bei Unterbrechung der Ta-
gesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung 
Anderer ausgeschlossen ist. 3Die Dienstleistungs-
erbringer dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum 
lagern. 4Geräte von Dienstleistungserbringern dür-
fen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen 
des Friedhofs gereinigt werden.

(5)	 Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem 
Friedhofsträger für alle Schäden, die sie im Zu-
sammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof 
schuldhaft verursachen.

III.	 Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7  
Anmeldung einer Bestattung

(1)	 1Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich 
vorgeschriebenen Unterlagen rechtzeitig bei der 
Friedhofsverwaltung anzumelden. 2Dabei ist mit-
zuteilen, wer die Bestattung leiten und wer sonst 
bei der Bestattung (einschließlich Trauerfeier) ge-
staltend mitwirken wird.

(2)	 Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die 
Bestattung leitet oder bei der Bestattung gestal-
tend mitwirken soll, ausschließen, wenn sie verlet-
zende Äußerungen gegen den christlichen Glau-
ben oder die evangelische Kirche getan hat und 
eine Wiederholung zu erwarten ist.

(3)	 Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an 
der ein Nutzungsrecht verliehen wurde, ist das Nut-
zungsrecht nachzuweisen.

(4)	 1Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit 
der antragstellenden Person Ort und Zeit der Be-
stattung fest. 2Die Wünsche der Angehörigen sol-
len dabei nach Möglichkeit berücksichtigt werden.

§ 8  
Beschaffenheit von Särgen und Urnen

(1)	 1Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuch-
tigkeitshemmenden Särgen zulässig. 2Von der 
Sargpflicht nach Satz 1 kann die untere Gesund-
heitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der zu 
bestattende Person ein wichtiger Grund vorliegt 
und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht.

(2)	 Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet wer-
den, der geeignet ist, nachhaltig die physikalische, 
chemische oder biologische Beschaffenheit des 
Bodens oder des Grundwassers zu verändern oder 
der die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der 
festgesetzten Ruhefrist ermöglicht.

(3)	 1Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch 
und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. 2Für größere 
Särge ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung 
bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

(4)	 Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Lei-
chenbekleidungen gelten die Anforderungen des 
Absatzes 2 entsprechend.

(5)	 Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuck-
urnen verwendet werden, die aus Kunststoffen 
oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen 
hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die 
physikalische, chemische oder biologische Be-
schaffenheit des Bodens oder des Grundwassers 
zu verändern.

§ 9  
Ruhezeiten

(1)	 Die Ruhezeit für Leichen beträgt 25 Jahre.

(2)	 Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre.
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§ 10 
Umbettungen und Ausgrabungen

(1)	 Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe 
grundsätzlich nicht vorgenommen werden.

(2)	 Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ab-
lauf der Ruhezeit nur mit Genehmigung der unte-
ren Gesundheitsbehörde ausgegraben oder umge-
bettet werden.

(3)	 Die berechtigte Person hat sich gegenüber der 
Friedhofsverwaltung schriftlich zu verpflichten, al-
le Kosten zu übernehmen, die bei der Umbettung 
durch Beschädigung und Wiederinstandsetzung 
gärtnerischer oder baulicher Anlagen an Nachbar-
grabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen.

(4)	 Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird 
durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder 
gehemmt.

(5)	 Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflan-
zen können umgesetzt werden, wenn Gestaltungs-
bestimmungen des neuen Grabfeldes nicht ent-
gegenstehen.

IV.	 Grabstätten

§ 11  
Allgemeines

(1)	 Folgende Arten von Grabstätten stehen zur Verfü-
gung:
a)	 Sargreihengrabstätten (§ 12)
b)	 Sargwahlgrabstätten (§ 13)
c)	 Urnenwahlgrabstätten (§ 14)
d)	 Pflegeleichte Sarggrabstätten (§ 15)
e)	 Pflegeleichte Urnengrabstätten (§ 16)
f)	 Urnen- und Sarggrabstätten in Gärtnerbe-

treuter Grabanlage (§ 16a)
	 Gestaltung und Pflege der Grabstätten a) – c) liegt 

in den Händen des/der Nutzungsberechtigten:

(2)	 1Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Fried-
hofsträgers. 2An ihnen werden nur öffentlich-
rechtliche Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser 
Ordnung in der jeweils geltenden Fassung verlie-
hen. 3Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer ein-
zelnen Person, nicht mehreren Personen zugleich 
zustehen. 4Nutzungsberechtigte Personen haben 
jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwal-
tung mitzuteilen. 5Über das Nutzungsrecht wird 
eine Urkunde ausgestellt.

(3)	 1Rechte an Grabstätten werden nur im Todesfall 
vergeben. 2Ein Anspruch auf Verleihung oder Wie-
dererwerb eines Nutzungsrechtes an einer Grab-
stätte in bestimmter Lage sowie auf Unveränder-
lichkeit der Umgebung besteht nicht. 3Die Anzahl 
der möglichen Bestattungen pro Grabstätten wird 
in den § 12 – 16 geregelt.

(4)1 Bei neu anzulegenden Grabstätten sollen die Grab-
stellen etwa folgende Größe haben:
a)	 für Särge von Kindern: 

Länge: 1 m; Breite: 0,60 m
b)	 von Erwachsenen: 

Länge: 2,50 m; Breite: 1,20 m
c)	 für Urnenwahlgräber: 

Länge und Breite je 1,00 m
	 für Urnenreihengräber:
	 Länge und Breite je 0,50 m

	 2 Für die bisherigen Grabstätten gelten die über-
nommenen Maße. 3Im Einzelnen ist der Gestal-
tungsplan für den Friedhof maßgebend.

(5)	 1Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Ober-
kante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 
0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 
0,50 m. 2Die Gräber für Erdbestattungen müssen 
voneinander durch eine mindestens 0,30 m starke 
Erdwand getrennt sein.

(6)	 Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und 
zugefüllt werden, die dafür von der Friedhofsver-
waltung bestimmt oder zugelassen sind.

(7)	 1Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzube-
hör (Grabmal, Einfassung, Lampen, Vasen, Großge-
hölze usw.), soweit erforderlich, vor der Bestattung 
auf ihre Kosten entfernen.2 Über das Erfordernis 
entscheidet die Friedhofsverwaltung.

(8)	 1Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Ver-
pflichtung aus Absatz 9 nicht nach und muss beim 
Ausheben des Grabes das Grabzubehör von dem 
Friedhofsträger entfernt werden, sind die dadurch 
entstehenden Kosten von der nutzungsberechtig-
ten Person dem Friedhofsträger zu erstatten. 2Ein 
Anspruch auf Wiederverwendung herausgenom-
mener Pflanzen besteht nicht.

§ 12  
Sargreihengrabstätten

(1)	 1Sargreihengrabstätten sind Grabstätten mit einer 
Grabstelle für eine Erdbestattung, die anlässlich 
einer Bestattung der Reihe nach für die Dauer der 
Ruhezeit vergeben werden.

(2)	 Innerhalb der ersten 5 Jahre ist es möglich, die Urne 
eines nahen Angehörigen (siehe § 13 a – h) beizu-
setzen.
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(3)	 Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig – bei 
oder kurz nach der Geburt – verstorbenes Kind 
oder zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum 
vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer Grabstel-
le bestattet werden.

(4)	 1Die Grabstätte muss mit einer steinernen Kante 
eingefasst werden. 2Gestaltung und Pflege liegt bei 
dem/der Nutzungsberechtigten. 3Das Nutzungs-
recht kann nicht verlängert werden.

(5)	 Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen 
davon wird sechs Monate vor Ablauf der Ruhezeit 
bekannt gemacht.

§ 13  
Sargwahlgrabstätten

(1)	 1Sargwahlgrabstätten sind Grabstätten für Erd-
bestattungen, die mit einer oder mehreren Grab-
stellen vergeben werden. 2In einer bereits belegten 
Sargwahlgrabstelle sowie bei einer Gärtnerbetreu-
ten Sarggrabstelle dürfen zusätzlich zwei Aschen 
bestattet werden, wenn die bereits bestattete 
Person der Ehegatte oder die Ehegattin oder der 
Lebenspartner oder die Lebenspartnerin nach 
dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartner-
schaft oder ein naher Verwandter war. 3Die Dauer 
des Nutzungsrechtes beträgt 25 Jahre vom Tage 
der Verleihung angerechnet.

(2)	 1Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle 
nach § 3 Absatz 2 auf Antrag für die gesamte Wahl-
grabstätte um mind. 5 Jahre verlängert werden. 
2Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur 
rechtzeitigen Stellung eines Verlängerungsantra-
ges aufzufordern. 3Bei einer Bestattung verlängert 
sich das Nutzungsrecht für die gesamte Wahlgrab-
stätte bis zum Ablauf der Ruhezeit. 4Die Gebühren 
für die Verlängerung richten sich nach der jeweili-
gen Gebührenordnung.

(3)	 1In einer Wahlgrabstätte dürfen die nutzungsbe-
rechtigte Person und folgende Angehörige bestat-
tet werden:
a)	 Ehegatte,
b)	 Lebenspartner oder Lebenspartnerin nach 

dem Gesetz über die eingetragene Lebens-
partnerschaft,

c)	 Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten,
d)	 Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung 

ihrer Väter oder Mütter,
e)	 Eltern,
f)	 Geschwister,
g)	 Stiefgeschwister,
h)	 die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden 

Erben.
	 2Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtig-

te Person, wer von den bestattungsberechtigten 

Personen bestattet wird. 3Kann nach dem Tode 
einer bestattungsberechtigten Person die Ent-
scheidung der nutzungsberechtigten Person der 
Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Be-
stattung mitgeteilt werden, so ist die Friedhofsver-
waltung nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, 
die Bestattung zuzulassen. Die Bestattung an¬de-
rer, auch nichtverwandter Personen bedarf eines 
Antrags der nutzungsberechtigten Person und der 
Genehmigung der Friedhofsverwaltung.

(4)	 Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Leb-
zeiten ihr Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 3 
Buchstaben a) bis h) genannten Personen übertra-
gen; zur Rechtswirksamkeit der Übertragung sind 
schriftliche Erklärungen der bisherigen und der 
neuen nutzungsberechtigten Person sowie die 
schriftliche Genehmigung der Friedhofsverwal-
tung erforderlich.

(5)	 1Die nutzungsberechtigte Person soll der Fried-
hofsverwaltung schriftlich mitteilen, auf welchen 
ihrer bestattungsberechtigten Angehörigen das 
Nutzungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll. 
2Eine schriftliche Einverständniserklärung der 
Rechtsnachfolgerin oder des Rechtsnachfolgers 
ist beizubringen. 3Hat die nutzungsberechtigte 
Person nicht bestimmt, auf wen das Nutzungs-
recht nach ihrem Tode übergehen soll, so geht das 
Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 bestattungs-
berechtigten Angehörigen in der dort genannten 
Reihenfolge über. 4Dabei steht das Nutzungsrecht 
innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils äl-
testen Person zu. 5Der Rechtsnachfolger oder die 
Rechtsnachfolgerin hat der Friedhofsverwaltung 
auf deren Verlangen nachzuweisen, dass er neuer 
Nutzungsberechtigter oder sie neue Nutzungs-
berechtigte ist. 6Ist der Rechtsnachfolger oder die 
Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das 
Nutzungsrecht zu behalten, so kann er oder sie 
das Nutzungsrecht auf eine andere der in Absatz 3 
genannten Personen oder, wenn eine solche nicht 
vorhanden ist, auf eine Person übertragen, die auf-
grund ihres oder seines Nutzungsrechtes bestat-
tungsberechtigt nach Absatz 3 geworden ist. 7Für 
die Übertragung gilt Absatz 4.

§ 14  
Urnenwahlgrabstätten

(1)	 1Urnenwahlgrabstätten sind Grabstätten, die mit 
bis zu 4 Urnen belegt werden können. 2Der Nut-
zungsberechtigte erhält bei Erwerb des ersten Ur-
nenplatzes das Recht, drei weitere Urnen auf dieser 
Stelle beisetzen zu können. 3Das Nutzungsrecht 
beträgt 20 Jahre vom Tage der Verleihung an und 
verlängert sich bei jeder neuen Beisetzung um wei-
tere 20 Jahre.
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(2)	 Pflege und Gestaltung liegen in den Händen der/
des Nutzungsberechtigten. Die Grabstätte muss 
mit einer steinernen Kante eingefasst werde.

(3)	 Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas 
anderes ergibt, gelten für Urnenwahlgrabstätten 
auch die Vorschriften für Wahlgrabstätten.

§ 15  
Pflegeleichte Sarggrabstätten

(1)	 Pflegeleichte Grabstätten für Erdbestattungen 
werden auf eigens dafür vorgesehenen Flächen 
bereitgestellt und für die Dauer der Nutzungszeit 
von der Friedhofsverwaltung gepflegt.

(2)	 Sie werden als Rasengrabstellen an nächst freier 
Stelle vergeben.

(3)	 Das bisherige Angebot an Einzel- oder Doppel-
grabstellen unter Bodendeckern oder im Themen-
garten läuft aus und wird als Urnen- oder Sarggrab-
stätte in Form der Gärtnerbetreuten Grabanlage 
fortgesetzt.

	 Eine Zweitbelegung in einer bereits bestehenden 
Doppelgrabstelle unter Bodendeckern oder im 
Themengarten ist weiterhin möglich.

(4)	 In pflegeleichten Sarggrabstellen ist die Beiset-
zung von Aschen nicht möglich.

(5)	 1Die Ruhezeit beträgt 25 Jahre. 2Wird bei Doppel-
grabstätten die zweite Grabstelle belegt, so ist zur 
Wahrung der Ruhezeit das Nutzungsrecht an der 
ersten Grabstelle um den notwendigen Zeitpunkt 
zu verlängern. 3Die Gebühr hierfür richtet sich nach 
der jeweils gültigen Gebührenordnung. 4Nach Ab-
lauf der Ruhezeit der 2. Grabstelle ist eine Verlänge-
rung nicht möglich.

(6)	 1Auf Rasengrabstellen besteht kein Gestaltungs- 
oder Pflegerecht. 2Die Grabstellen werden je nach 
vorgegebener Gestaltung mit einer Steinplatte in 
jeweils einheitlicher Form versehen, die den Vor-
namen, den Nachnamen sowie das Geburts- und 
Sterbejahr der dort beigesetzten Person trägt. 3Die 
Platte wird von der Friedhofsverwaltung in Auftrag 
gegeben. 4Die entstehenden Kosten sind in der Ge-
bühr für die pflegeleichten Sarggrabstätten enthal-
ten.

(7)	 1Kränze, Gestecke usw. dürfen nur am Tag der Be-
erdigung und ab 15. November bis 1. März auf der 
Grabstelle abgelegt werden. 2Auf pflegeleichte 
Grabstellen, die nicht mit Rasen begrünt sind, dür-
fen ganzjährig Blumensträuße in Steckvasen ge-
stellt werden. 3Es ist nicht gestattet, Pflanzschalen 
abzustellen.

(8)	 1Jede Form der Bepflanzung in eigener Regie ist 
untersagt. 2Das gilt auch für die Rabatten dieser 
Grabfelder

§ 16  
Pflegeleichte Urnengrabstätten

(1)	 Auf besonders ausgewiesenen Grabfeldern wer-
den Urnen der Reihe nach unter Rasen beigesetzt.

(2)	 Die Ruhezeit beträgt 20 Jahre.

(3)	 1Bei pflegeleichten Urnenbeisetzungen unter Ra-
sen werden Vorname und Nachname sowie Ge-
burts- und Sterbejahr auf einem Schild eingraviert, 
das an einer zentralen Gedenkmauer oder einem 
Gedenkstein befestigt wird. 2Schild und Gravur 
werden von der Friedhofsverwaltung in Auftrag 
gegeben. 3Die entstehenden Kosten sind in der Ge-
bühr für die pflegeleichten Urnengrabstellen ent-
halten.

(4)	 Blumensträuße können auf dem Beet um das Kreuz 
an dem mit Rasen belegten Urnenfeld und/oder an 
den Findlingen unter der Rotbuche abgelegt wer-
den

(5)	 1Jede Form der Bepflanzung in eigener Regie ist 
untersagt. 2Das gilt auch für die Rabatten dieser 
Grabfelder

(6)	 Eine Verlängerung ist nicht möglich.

§ 16 a  
Gärtnerbetreute Grabanlage

(1)	 Grabstätten innerhalb der Gärtnerbetreuten Grab-
anlage werden ausschließlich mit der Auflage ver-
geben, dass ein Dauergrabpflege-Vertrag mit der 
Treuhandstelle für Dauergrabpflege Niedersach-
sen/Sachsen-Anhalt abgeschlossen wird. Dieser 
beinhaltet die Kosten für die Errichtung und Pflege 
der Gärtnerbetreuten Grabanlage sowie die Stein-
metzarbeiten. Die aktuellen Verträge können in der 
Friedhofsverwaltung eingesehen werden.

(2)	 Für den Erwerb einer Grabstätte in einer Gärtner-
betreuten Grabanlage ist an die Gemeinde eine 
Grabbenutzungsgebühr entsprechend der jeweils 
geltenden Fassung der Friedhofsgebührensatzung 
zu zahlen.

(3)	 Folgende Grabstätten werden innerhalb der Gärt-
nerbetreuten Grabanlage angeboten:
a)	 Urnenpartnergrabstätten (Urnenwahlgrab) 

zur Beisetzung von maximal zwei Urnen. Das 
Nutzungsrecht wird für 20 Jahre vergeben. 
Eine Verlängerung ist nicht möglich.
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b)	 Urneneinzelgrabstätten (Urnenreihengrab) 
zur Beisetzung von einer Urne. Das Nutzungs-
recht wird für 20 Jahre vergeben. Eine Verlän-
gerung ist nicht möglich.

c)	 Erdeinzel- und Erddoppelgrabstätten (Sarg-
wahlgrabstätten). Das Nutzungsrecht wird 
für 25 Jahre vergeben. Eine Verlängerung ist 
nicht möglich.

(4)	 Die Grabgrößen und -abstände der einzelnen 
Grabstätten innerhalb der Gärtnerbetreuten Grab-
anlage können von den Angaben unter § 11 (4) ab-
weichen.

§ 17  
Rückgabe von Wahlgrabstätten

(1)	 1Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten 
kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst 
nach Ablauf der letzten Ruhezeit, zurückgegeben 
werden. 2Die Rückgabe ist nur für die gesamte 
Grabstätte zulässig. 3Ausnahmen bedürfen der Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung.

(2)	 Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahl-
grabstätten besteht kein Anspruch auf Gebühren-
erstattung.

(3)	 1Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungs-
berechtigten übergroßer Wahlgrabstätten (Wahl-
grabstätten mit mehr als 4 Grabstellen) besondere 
schriftliche Vereinbarungen über die künftige Nut-
zung abschließen. 2Ein Anspruch auf Abschluss von 
derartigen Vereinbarungen besteht nicht.

§ 18  
Bestattungsverzeichnis

Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen 
ein Verzeichnis, aus dem sich nachvollziehen lässt, wer 
an welcher Stelle bestattet ist und wann die Ruhezeit 
abläuft.

V.	 Gestaltung von Grabstätten

§ 19  
Gestaltungsgrundsatz

(1)	 1Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Um-
gebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und 
die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen 
und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.

(2)	 1Mindestens ein Drittel der Grabstätte ist als Pflanz-
fläche freizulassen und entsprechend zu pflegen. 
2Vollständige Abdeckung der Grabstätten mit 
Grabplatten sind nicht zulässig. 3Nicht zulässig ist 
ebenso die vollständige Abdeckung mit Kies, Splitt 
o. ä.

(3)	 Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Ver-
hütung von Schäden, die durch fremde Personen 
und Tiere hervorgerufen werden, Vorkehrungen zu 
treffen.

(4)	 Die Unterhaltung und Veränderungen der Anlagen 
außerhalb der Grabstätten obliegt allein der Fried-
hofsverwaltung.

§ 20  
Pflicht zur Anlage und Pflege von Grabstätten

(1)	 1Die Grabstätten, für die ein Gestaltungs- und Pfle-
gerecht besteht, müssen binnen sechs Monaten 
nach der Belegung oder nach dem Erwerb des Nut-
zungsrechts angelegt sein. 2Zur Anlage und Pflege 
sind die jeweiligen nutzungsberechtigten Perso-
nen verpflichtet. 3Die Verpflichtung zur Pflege be-
steht bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes.

§ 21  
Bepflanzung

(1)	 1Grabstätten dürfen nur mit Gewächsen bepflanzt 
werden, durch die benachbarte Grabstätten und 
öffentliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
2Das Pflanzen von Bäumen oder großwüchsigen 
Sträuchern ist auf den Grabstätten nicht gestattet. 
3Die Höhe der Gewächse soll die Breite der Grab-
stätte nicht überschreiten. 4Für größere Gewächse 
darf unabhängig hiervon die Gewächshöhe nicht 
mehr als 2,5 m betragen. 5Größere Gewächse sind 
auf Anordnung der Friedhofsverwaltung zu entfer-
nen. 6Die Entsorgung ist kostenpflichtig, wenn der 
Abraum das übliche Maß überschreitet. 7Die Ent-
scheidung darüber trifft die Friedhofsverwaltung.

(2)	 1Das Einfassen von Grabstätten mit Hecken obliegt 
der Friedhofsverwaltung. 2Ein Anspruch auf He-
ckenpflanzung besteht nicht. 3Sarggrabstätten, die 
nicht mit einer Hecke umgeben sind, müssen vom 
Nutzungsberechtigen mit einer vom Steinmetz 
verlegten Umrandung aus Stein versehen sein.

§ 22  
Grabpflege, Grabschmuck

(1)	 1Abgestorbene Pflanzen oder Pflanzenteile, ver-
welkte Blumen, Gestecke, Kränze usw. sind von den 
Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorge-
sehenen Plätzen zu entsorgen. 2Die Friedhofsver-
waltung ist befugt, stark wuchernde, absterbende 
oder Bestattungen behindernde Pflanzen zu be-
schneiden oder zu beseitigen.

(2)	 Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wild-
krautbekämpfungsmitteln sowie von biologisch 
nicht abbaubaren Mitteln zur Grabpflege und Rei-
nigung von Grabmalen und anderen Anlagen ist 
nicht gestattet.
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(3)	 1Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der 
Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauer-
gebinden, Trauergestecken, in Grabschmuck und 
bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenanzucht-
behältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht ver-
wendet werden. 2Ausgenommen sind Grabvasen 
und Markierungszeichen.

(4)	 Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Fla-
schen o. ä. für die Aufnahme von Schnittblumen ist 
nicht gestattet.

§ 23  
Vernachlässigung

(1)	 1Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig her-
gerichtet oder gepflegt, hat die nutzungsberech-
tigte Person nach schriftlicher Aufforderung der 
Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb 
einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. 
2Kommt sie der Verpflichtung nicht nach, kann die 
Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person in Ordnung bringen 
oder bringen lassen. 3Ist die nutzungsberechtigte 
Person der Verpflichtung aus Satz 1 nicht nachge-
kommen, kann die Friedhofsverwaltung auch das 
Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen, 
soweit sie die nutzungsberechtigte Person schrift-
lich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen hat.  
4In dem Entziehungsbescheid wird die nutzungs-
berechtigte Person aufgefordert, das Grabmal und 
die anderen Anlagen innerhalb von drei Monaten 
nach Unanfechtbarkeit des Bescheides zu entfer-
nen.

(2)	 1Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt 
oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermit-
teln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung 
auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege 
hingewiesen. 2Außerdem wird die unbekannte 
nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweis-
schild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit 
der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen.  
3Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Mo-
nate unbeachtet, kann die Friedhofsverwaltung die 
Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und 
Grabmale und andere Anlagen beseitigen lassen.

(3)	 1Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 
Satz 1 entsprechend. 2Wird die Aufforderung nicht 
befolgt, oder ist die nutzungsberechtigte Person 
nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Auf-
wand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung 
den Grabschmuck auf Kosten der nutzungsberech-
tigten Person entfernen oder entfernen lassen.

VI.	 Grabmale und andere Anlagen

§ 24  
Gestaltungsgrundsatz

(1)	 1Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so 
gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung des 
Friedhofes bewirken oder Friedhofsbesucher in 
ihrer Andacht stören können. 2Die Gestaltung darf 
sich ferner nicht gegen den christlichen Glauben 
richten. 3Im Übrigen gilt § 19 (1) entsprechend.  
4 Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der 
Seite oder Rückseite eines Grabmals in unauffälli-
ger Weise angebracht werden.

(2)	 Es sollen nur Grabmale einschließlich anderer An-
lagen errichtet werden, die nachweislich in der 
Wertschöpfungskette ohne ausbeuterische Kin-
derarbeit im Sinne des „Übereinkommens 182 der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) über das 
Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Besei-
tigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit“ 
hergestellt sind.

(3)	 1Grabmale und andere Anlagen sind dauernd in 
würdigem und verkehrssicherem Zustand zu hal-
ten. 2Hierfür sind die nutzungsberechtigten Perso-
nen verantwortlich.

(4)	 1Ist die Standsicherheit von Grabmalen, anderen 
Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die 
für die Unterhaltung verantwortlichen nutzungs-
berechtigten Personen verpflichtet, unverzüglich 
Abhilfe zu schaffen. 2Bei Gefahr im Verzuge kann 
der Friedhofsträger auf Kosten der nutzungsbe-
rechtigten Personen Sicherungsmaßnahmen tref-
fen (z. B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen).  
3 Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schrift-
licher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht 
innerhalb einer festzusetzenden angemessenen 
Frist beseitigt, ist der Friedhofsträger berechtigt, 
die Grabmale, andere Anlagen oder Teile davon auf 
Kosten der nutzungsberechtigten Personen zu ent-
fernen. 4Sind nutzungsberechtigte Personen nicht 
bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu 
ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffent-
liche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf 
den Grabstätten, das für die Dauer von einem Mo-
nat aufgestellt wird.

§ 25  
Errichtung und Änderung von Grabmalen

(1)	 Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen 
und anderen Anlagen sind der Friedhofsverwal-
tung anzuzeigen mit der Erklärung, dass das Vorha-
ben der gültigen Friedhofsordnung und den Vor-
gaben des technischen Regelwerks entspricht.
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(2)	 1Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem ge-
eigneten Maßstab beizufügen. 2In den Anzeigeun-
terlagen sollen alle wesentlichen Teile erkennbar, 
die Darstellung der Befestigungsmittel mit Bema-
ßung und Materialangaben sowie die Gründungs-
technik mit Maßangaben und Materialbenennung 
in den Anzeigeunterlagen eingetragen sein.

(3)	 1Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorla-
ge der vollständigen Anzeige begonnen werden, 
wenn seitens der Friedhofsverwaltung in dieser 
Zeit keine Bedenken wegen eines Verstoßes gegen 
die Friedhofsordnung oder das technische Regel-
werk geltend gemacht werden. 2Vor Ablauf von 
drei Monaten darf begonnen werden, wenn die 
Friedhofsverwaltung schriftlich die Übereinstim-
mung mit der geltenden Friedhofsordnung und 
die Vollständigkeit der Anzeige der sicherheitsrele-
vanten Daten bestätigt.

(4)	 Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das 
Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht 
binnen eines Jahres nach Einreichen der Anzeige 
errichtet oder geändert worden ist.

(5)	 1Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen 
müssen verkehrssicher sein. 2Sie sind entsprechend 
ihrer Größe nach den allgemeinen Regeln der Bau-
kunst zu fundamentieren und so zu befestigen, 
dass sie dauernd standsicher sind und auch beim 
Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. 
3Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Re-
geln der Baukunst ist ausschließlich die aktuelle 
Fassung der „Technischen Anleitung zur Stand-
sicherheit von Grabmalanlagen (TA-Grabmal) der 
Deutschen Naturstein-Akademie e. V. (DENAK)“. 
4Die TA-Grabmal gilt für die Planung, Erstellung, 
Ausführung, die Abnahmeprüfung und jährliche 
Prüfung der Grabmalanlagen.

(6)	 1Für alle neu errichteten, versetzten und reparier-
ten Grabmale hat der Steinmetz oder sonstige 
Dienstleistungserbringer (mit gleichwertiger Qua-
lifikation in Befestigungstechnik, Planung, Berech-
nung und Ausführung von Gründungen) eine Ab-
nahmeprüfung nach Abschnitt 4 der TA-Grabmal 
vorzunehmen. 2Die gleichwertige Qualifikation 
i.S.v. Satz 1 ist zweifelsfrei nachzuweisen. 3Der Prüf-
ablauf ist nachvollziehbar zu dokumentieren.

(7)	 Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr 
bevollmächtigte Person hat der Friedhofsverwal-
tung spätestens sechs Wochen nach Fertigstellung 
der Grabmalanlage die Dokumentation der Ab-
nahmeprüfung und die Abnahmebescheinigung 
entsprechend den Anforderungen der TA-Grabmal 
vorzulegen.

(8)	 1Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Absatz 2 sind Dienst-
leistungserbringer, die aufgrund ihrer Ausbildung 
in der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen 
Gegebenheiten des Friedhofes die angemessene 
Gründungsart zu wählen und nach der TA-Grabmal 
die erforderlichen Fundamentabmessungen zu be-
rechnen. 2Die Dienstleistungserbringer müssen in 
der Lage sein, für die Befestigung der Grabmalteile 
das richtige Befestigungsmittel auszuwählen, zu 
dimensionieren und zu montieren. 3Ferner müssen 
sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen be-
urteilen können und fähig sein, mit Hilfe von Mess-
geräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu 
dokumentieren.

(9)	 1Entspricht die Ausführung eines errichteten oder 
veränderten Grabmals und anderer Anlagen nicht 
den Anzeigeunterlagen und den Vorgaben der 
Friedhofsordnung, setzt die Friedhofsverwaltung 
der nutzungsberechtigten Person eine angemes-
sene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des 
Grabmals und anderer Anlagen. 2Nach ergebnislo-
sem Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung 
die Abänderung oder Beseitigung auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person veranlassen. 3Bei 
nicht ordnungsmäßiger Gründung und Befesti-
gung des Grabmals und anderer Anlagen gilt § 23 
Absatz 4.

§ 26  
Mausoleen und gemauerte Grüfte

(1) 1Soweit auf dem Friedhof Mausoleen oder gemauer-
te Grüfte bestehen, können sie im Rahmen der be-
stehenden Nutzungsrechte genutzt werden. 2Neu-
bauten sind nicht möglich. 3Im Übrigen gelten § 20 
Absätze 3 und 4 entsprechend.

(2)  1Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhan-
denen Mausoleen oder gemauerten Grüften ist 
nur möglich, wenn sich die nutzungsberechtigten 
Personen in schriftlichen Verträgen gegenüber 
der Friedhofsverwaltung verpflichten, alle mit der 
Instandsetzung und Unterhaltung der Mausoleen 
und Grüfte verbundenen Kosten und die Verkehrs-
sicherungspflicht zu übernehmen. 2Nach Beendi-
gung des Nutzungsrechts sind die Mausoleen oder 
gemauerten Grüfte von den nutzungsberechtigten 
Personen vollständig zu entfernen.

§ 27  
Entfernung

(1)	 Grabmale und andere Anlagen dürfen vor Ablauf 
des Nutzungsrechts nur mit vorheriger Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

(2)	 1Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekannt-
machung an den Nutzungsberechtigten ist dieser 
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verpflichtet, innerhalb von drei Monaten Grabma-
le und andere Anlagen und alle Anpflanzungen 
selbst zu entfernen, soweit es sich nicht um Grab-
male nach § 26 handelt.

§ 28  
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale wer-
den nach Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung er-
halten.

VII.	 Leichenräume und Trauerfeiern

§ 29  
Benutzung der Friedhofskapelle

(1)	 Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle zur 
Verfügung.

(2)	 Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entspre-
chen.

(3)	 Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, 
wenn die verstorbene Person zum Zeitpunkt des 
Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz 
meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr 
der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem ge-
nannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Be-
denken wegen des Zustandes der Leiche bestehen.

VIII.	Haftung und Gebühren

§ 30  
Haftung

Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, 
die durch von ihnen oder in ihrem Auftrag errichtete 
Grabmale und andere Anlagen entstehen.

§ 31 
Gebühren

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrich-
tungen sind Gebühren nach der jeweils geltenden 
Friedhofsgebührenordnung zu entrichten.

XI.	 Schlussvorschriften

§ 32  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)	 Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

(2)	 Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fas-
sung vom 21.09.2023 außer Kraft.

Horst, den 15.04.2025

Der Kirchenvorstand
	

Angelika Gensink
Vorsitzende/r

Pastor Dr. Christian Bogislav Burandt
Stellv. Vorsitzender

Ulrike Wiemers
Kirchenvorsteher 

Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß 
§ 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 der 
Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich geneh-
migt.

Hannover, den 06.05.2025

Der Kirchenkreisvorstand
Rainer Müller-Brandes

Vorsitzender

– – –
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